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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den geänder- 
ten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1171/71 hinsichtlich der völligen 
oder teilweisen Befreiung von der Verpflichtung zur 
Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Oktober 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Druck; Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Geänderter Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1171/71 hinsichtlich 
der völligen oder teilweisen Befreiung von der Verpflichtung 
zur Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1627/71 -), insbesondere auf Ar- 
tikel 24 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 24 Absatz 2 erster Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 können bestimmte 
Erzeuger von der Verpflichtung zur Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung freigestellt 
werden. 

Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1177/ 
71 sind die einzelnen Erzeuger von der Verpflich- 
tung befreit, die im Laufe eines Weinwirtschafts- 
jahres nicht mehr als 50 hl erzeugen. Einige dieser 
kleinen Erzeuger pflegen jedoch ihren Trauben- 
trester und Weintrub selbst zu destillieren, und es 
empfiehlt sich, ihnen zu gestatten, daß sie diese 
Gepflogenheit beibehalten. Daher müssen sie die 
Möglichkeit haben, auf den Vorteil der Befreiung 
zu verzichten, und in diesem Fall in jeder Hinsicht 
den von der Verpflichtung nicht befreiten Erzeu- 
gern gleichgestellt werden. 

Um eine allzu große Unregelmäßigkeit in den 
Alkohollieferungen an die Interventionsstelle zu 
vermeiden, ist es angebracht, daß die einzelnen auf 
den Vorteil der Befreiung verzichtenden Erzeuger 
sich hierzu für die Weinwirtschaftsjahre 1971/72, 
1972/73 und 1973/74 verpflichten. 

Der von diesen Erzeugern für die Oenozyanin- 
herstellung abgelieferte Traubentrester ist im all- 
gemeinen nicht vergoren. Die Behandlung der Trau- 
bentrester beider Oenozyanin-Extraktion machen 
diese für eine spätere Gärung und Destillation unge- 
eignet. Es empfiehlt sich daher, die betreffende Er- 
zeugung freizustellen. Eine genaue Ermittlung ist 
jedoch hierbei nicht möglich; in diesem Falle ist es 
vorzuziehen, eine pauschale Herabsetzung des all- 
gemeinen Satzes vorzusehen. 


Gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70 wird für jeden Qualitätswein b. A. ein 
Hektarertrag festgesetzt, wodurch die Kontrolle der 
Einhaltung des Verbots, Weintrub zu pressen und 
Traubentrester vollständig auszupressen, erleichtert 
wird. Ferner enthalten Weintrub und Trauben- 
trester bestimmter Qualitätsweine b. A. wenig Al- 
kohol, und es erweist sich als notwendig, auf diese 
Erzeugnisse einen herabgesetzten Satz anzuwen- 
den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1171/71 erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 7 

1. Von der Verpflichtung in Artikel 24 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
sind ferner die einzelnen Erzeuger befreit, die im 
Laufe eines Weinwirtschaftsjahres nicht mehr als 
50 hl erzeugen. 

Die Erzeuger können jedoch auf diese Befreiung 
verzichten, wenn sie sich hierzu für die drei Wein- 
wirtschaftsjahre 1971/72, 1972/73 und 1973/74 ver- 
pflichten. 

2. Ein herabgesetzter Satz gilt für die Erzeuger, die 
ihren Traubentrester für die Herstellung von Oeno- 
zyanin abliefern. 

3. Ein herabgesetzter Satz kann bei den Erzeugern 
gewisser Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete 
für denjenigen Teil ihrer Ernte angewandt werden, 
für den dieser Begriff in Anspruch genommen wer- 
den kann." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 170 
vom 29. Juli 1971, S. 3 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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